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Antrag 

der Abgeordneten Christin Christ, Dr. Kaja Steffens, Silke Seif, Birgit Stöver,  
Andreas Grutzeck und Dietrich Wersich (CDU)  

Betr.: Essstörungen frühzeitig behandeln, aufsuchende Therapieangebote für 
Kinder und Jugendliche in Hamburg entwickeln 

Essstörungen zählen zu den schwerwiegendsten psychischen Erkrankungen im Kin-
des- und Jugendalter. Gemäß Prof. Oliver Fricke, ärztlicher Direktor der Klinik für Kin-
der- und Jugendpsychiatrie des Klinikums Stuttgart, liegt die Mortalität mit 10 bis 15 
Prozent relativ hoch. Bei Magersucht hungern sich die Betroffenen in der Regel so 
runter, dass Folgeschäden (hormonelle Störungen, Knochenschwund, et cetera) die 
Regel sind. Außerdem bilden sich meistens zusätzliche Erkrankungen, wie Angststö-
rungen, Depressionen und/oder ADHS. Da die Kinder nicht in der Lage sind, vor  
anderen Menschen zu essen, sprengt die Krankheit zudem das normale Familienle-
ben und Eltern und Geschwister laufen Gefahr, durch die enorme Belastung eigene 
Erkrankungen zu entwickeln, wie beispielsweise Depressionen. 

Eine aktuelle Untersuchung der DAK-Gesundheit zeigt, dass ein erheblicher Anteil 
junger Menschen im Laufe der Jugend eine klinisch relevante Essstörung entwickelt. 
Besonders betroffen sind dabei Mädchen und junge Frauen, aber auch immer mehr 
Jungs und Männer erkranken. Laut dem Kinder- und Jugendreport wiesen im Jahr 
2024 20 von 1.000 jugendlichen Mädchen eine Essstörung auf. Essstörungen werden 
dabei nach wie vor häufiger diagnostiziert als noch im Vorpandemiezeitraum. Hochge-
rechnet erhielten laut DAK-Gesundheit circa 23.000 jugendliche Mädchen zwischen 
15 und 17 Jahren im Jahr 2024 in Deutschland die Diagnose einer Essstörung.  
Gemäß der BARMER Hamburg wurden im Jahr 2023 in Hamburg mehr Menschen mit 
Bulimie (Ess-Brech-Sucht), Anorexie (Magersucht) oder Essattacken diagnostiziert als 
in jeder anderen deutschen Stadt. Die Daten zeigen, dass bei 682 von 100.000 Ham-
burgern eine Essstörung festgestellt wurde – das sind rund 47 Prozent mehr als der 
bundesweite Durchschnitt von 464 Fällen pro 100.000 Einwohner. 

Auch verdeutlicht die Analyse der DAK-Gesundheit, dass seit 2021 die Behandlungs-
zahlen für Essstörungen in Hamburg auf einem ähnlich hohen Niveau verharren,  
wobei davon ausgegangen wird, dass 2024 hochgerechnet etwa 500 jugendliche 
Mädchen zwischen 15 und 17 Jahren in Behandlung waren. Diese Zahlen weisen 
demnach auf eine insgesamt hohe und gleichbleibende psychische Belastung junger 
Menschen in der Stadt hin. 

Wie der Senat in der Drs. 23/3246 deutlich macht, erfolgt die Behandlung von Essstö-
rungen in Hamburg derzeit überwiegend über ambulante Psychotherapie, stationäre 
Behandlungen sowie Beratungsangebote. Hamburg verfügt zum Beispiel über einzel-
ne spezialisierte Beratungsstellen wie das Fachzentrum Waage e. V. oder das Projekt 
sMUTje, die eine wichtige Arbeit leisten. Darüber hinaus bestehen in Hamburg bislang 
keine aufsuchenden Behandlungsangebote für Kinder und Jugendliche mit Essstö-
rungen. 

International haben sich in den vergangenen Jahren neue Therapieformen entwickelt, 
die insbesondere auf eine frühzeitige Intervention im familiären Umfeld setzen. Dazu 
gehört die sogenannte familienbasierte Therapie (Family Based Treatment, FBT), die 
seit vielen Jahren im angelsächsischen Raum angewendet wird. Ziel dieses Ansatzes 
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ist es, Eltern aktiv in die Behandlung einzubeziehen und Betroffene möglichst frühzei-
tig in ihrem sozialen Umfeld zu stabilisieren. Studien in den Ländern zeigen, dass FBT 
dazu beiträgt, die Dauer der Klinikaufenthalte zu verkürzen und die Rückfallquote zu 
senken. Das bedeutet nicht nur weniger Todesfälle, sondern auch weniger Kosten für 
Krankenkassen und den Haushalt. 

In Deutschland wird aktuell bei starkem Gewichtsverlust oder deutlich ausgeprägtem 
Untergewicht direkt ein stationärer Klinikaufenthalt eingeleitet. Aufgrund der Erkran-
kung fällt es vielen Betroffenen jedoch schwer, sich auf eine Therapie einzulassen. 
Die Charité Berlin hat sich in Zusammenarbeit mit Krankenkassen und anderen Klini-
ken auf den Weg gemacht, FBT als ein von den Krankenkassen zugelassenes Verfah-
ren zu etablieren. Dazu hat sie zunächst ein Pilotprojekt erfolgreich abgeschlossen. 
Zurzeit läuft mit der FIAT-Studie das Folgeprojekt unter Federführung der Charité, an 
dem über 20 Kliniken in Deutschland mit dem Ziel teilnehmen, dass danach FBT von 
den Krankenkassen in Deutschland übernommen wird. Aber gerade Hamburg als 
Essstörung-Hochburg ist nicht dabei. 

Zwar schreibt der Senat in der Drs. 23/3246, dass im UKE tätige Beschäftigte an der 
Charité im Bereich FBT geschult wurden und diese erlernten Prinzipien in die Bera-
tungen gegenüber Familien einfließen, aber dass eine konkrete Ausweitung des auf-
suchenden Angebots mit dem Schwerpunkt Essstörung/FBT noch nicht in Planung ist. 
Eine solche vage Aussage des Senats reicht angesichts der hohen Anzahl an  
Erkrankten in Hamburg nicht aus. Gerade bei Essstörungen ist eine frühzeitige  
Behandlung entscheidend, um Chronifizierungen zu verhindern. 

Aufsuchende oder familienbasierte Therapieangebote können dazu beitragen, Hemm-
schwellen zu senken, Familien zu stärken und stationäre Aufenthalte zu vermeiden. 
Vor diesem Hintergrund sollte Hamburg prüfen, wie schnellstmöglich an der Studie 
teilgenommen werden kann und wie innovative Versorgungsformen wie FBT stärker in 
die Behandlung integriert werden können. 

Die Bürgerschaft möge vor diesem Hintergrund beschließen: 

Der Senat wird ersucht, 

1. gemeinsam mit geeigneten Partnern, insbesondere dem Universitätsklinikum 
Hamburg Eppendorf sowie weiteren kinder- und jugendpsychiatrischen Einrich-
tungen, ein Modellprojekt mit einem familienbasierten Therapieansatz (FBT) von 
Essstörungen bei Kindern und Jugendlichen zu entwickeln und umzusetzen; 

2. zu prüfen, wie die wissenschaftliche Begleitung und Evaluation eines entspre-
chenden Modellprojektes sichergestellt werden können, um Wirksamkeit und 
Übertragbarkeit für eine mögliche Ausweitung in Hamburg zu bewerten; 

3. zu prüfen, inwiefern eine zentrale Anlaufstelle in Hamburg, orientiert an der Lan-
deskoordinierungsstelle Essstörung in Nordrhein-Westfalen, geschaffen werden 
kann, die es Eltern und Betroffenen ermöglicht, schnell und unbürokratisch Hilfe 
zu bekommen; 

4. mit den für diesen Bereich relevanten Hamburger Kliniken in den Austausch zu 
gehen und an passender Stelle für eine Teilnahme an der Studie zu werben; 

5. der Bürgerschaft über die Ergebnisse der Prüfung und den möglichen Aufbau 
eines Modellprojekts bis zum 31. Dezember 2026 zu berichten. 


